
Schwarzwald-Baar-Kreis 

Textliche Festsetzungen

Planungsrechtliche Festsetzungen gem. § 9 BauGB 

Örtliche Bauvorschriften gem. § 74 LBO 

zum 

Bebauungsplan  
Gewerbegebiet „Obere Reuten“ 

Offenlage 

21.07.2026 

Goldenbühlstraße 15 
78048 Villingen-Schwenningen 
Tel.nr.: 07721/2026-0 
villingen@bit-ingenieure.de 



Gemeinde Niedereschach  – Bebauungsplan „Obere Reuten“ –  Stand: 21.07.2026

BIT Ingenieure AG, Villingen Textliche Festsetzungen 1 von 16

A. Planungsrechtliche Festsetzungen 

Rechtsgrundlagen 

- Baugesetzbuch in der Fassung der Bekanntmachung vom 03. November 2017 (BGBl. 
I S. 3634), zuletzt geändert durch Gesetz vom 22.12.2025 (BGBl. I S. 348) m.W.v. 
23.12.2025 

- Baunutzungsverordnung in der Fassung der Bekanntmachung vom 21. November 
2017 (BGBl. I S. 3786), zuletzt geändert durch Gesetz vom 03.07.2023 (BGBl. I S. 
176) m.W.v. 07.07.2023 

- Landesbauordnung für Baden-Württemberg (LBO) vom 05.03.2010 (GBl. S. 357, ber. 
416), zuletzt geändert durch Gesetz vom 10.02.2026 (GBl. S. 15) m.W.v. 28.02.2026 

- Planzeichenverordnung (PlanzV 90) vom 18.12.1990 (BGBl. I S. 58), zuletzt geän-
dert Art. 6 G v. 12.8.2025 I Nr. 189 

- Gemeindeordnung für Baden-Württemberg (GemO) in der Fassung vom 24.07.2000 
(GBI. S. 582, ber. S. 698), zuletzt geändert durch Gesetz vom 18.11.2025 (GBl. S. 
124) m.W.v. 03.12.2025 

1. Art der baulichen Nutzung (§ 9 (1) Nr. 1 BauGB, §§ 1-15 BauNVO)

1.1  Gewerbegebiet (§ 8 BauNVO)

Gewerbegebiete dienen vorwiegend der Unterbringung von nicht erheblich belästigenden 
Gewerbebetrieben. 

1.1.1 Nach § 1 Abs. 7 Nr. 1 BauNVO sind zulässig: 
1.   Gewerbebetriebe aller Art, Lagerhäuser, Lagerplätze und öffentliche Betriebe 
2.   Geschäfts-, Büro- und Verwaltungsgebäude 

1.1.2  Nach § 1 Abs. 7 Nr. 2 BauNVO sind unzulässig: 
1. Tankstellen 
2. Anlagen für sportliche Zwecke 

1.1.3  Nach § 1 Abs. 7 Nr. 2 BauNVO sind im GE2 unzulässig: 
1. Feuerungsstätten 
2. Gebäudeteile mit dauerhaftem Personenaufenthalt 

1.1.4  Nach § 1 Abs. 5 i.V. mit § 1 Abs. 6 (1) BauNVO sind ausnahmsweise zulässig:  
1:  Wohnungen für Aufsichts- und Bereitschaftspersonen, sowie für Betriebsinhaber 

und Betriebsleiter, die dem Gewerbebetrieb zugeordnet und ihm gegenüber in 
Grundfläche und Baumasse untergeordnet sind. 

2. Anlagen für soziale Zwecke wie Kindergärten, Kindertagespflegestätten, Kinder-
krippen etc. 

1.2 Mischgebiet (MI) (§ 6 BauNVO)  

1.2.1  Nach § 1 Abs. 7 Nr. 1 BauNVO sind zulässig: 
1. Wohngebäude 
2. Geschäfts- und Bürogebäude 
3. Sonstige Gewerbebetriebe 
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1.2.2  Nach § 1 Abs. 7 Nr. 2 BauNVO sind nicht zulässig: 
1. Einzelhandelsbetriebe, Schank- und Speisewirtschaften sowie Betriebe des Beher-

bergungsgewerbes 
2. Anlagen für Verwaltungen sowie für kirchliche, kulturelle, soziale, gesundheitliche 

und sportliche Zwecke 
3. Gartenbaubetriebe 
4. Tankstellen 
5. Vergnügungsstätten 

Ausnahmen nach § 6 (3) sind nicht Bestandteil des Bebauungsplanes (§ 1 (6) 
BauNVO). 

2.  Maß der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB und §§ 16-21a BauNVO) 

Das Maß der baulichen Nutzung ist der Planzeichnung zu entnehmen und wird be-
stimmt durch die Festsetzung der  
 Höhe baulicher Anlagen (GH) als Maximalwert in NHN (oberer Bezugspunkt) 
 Maximalen First- (FH) und Traufhöhe (TH) 
 Erdgeschossfußbodenhöhe (EFH) als Maximalwert in NHN (unterer Bezugspunkt) 
 Grundflächenzahl (GRZ). 
 Zahl der Vollgeschosse 

2.1 Höhe baulicher Anlagen (§ 9 (1) Nr. 1 BauGB, § 18 BauNVO)

2.1.1 Maximale Gebäudehöhe (GH max), (oberer Bezugspunkt) 
Die durch Einschrieb in der Planzeichnung festgesetzten maximalen Gebäudehöhen 
(GH) sind einzuhalten. Die Gebäudehöhe wird bestimmt durch den obersten Punkt des 
Gebäudes bzw. Oberkante der Brüstung ohne technische Aufbauten und ist bezogen 
auf Normalhöhennull (NHN; DHHN2016). 

Die festgesetzte maximal zulässige Gebäudehöhe (GH) darf durch technische Aufbau-
ten oder Bauteile auf maximal 10% der Dachfläche um bis zu maximal 3 m überschrit-
ten werden. Hiervon abweichend dürfen Anlagen für die Nutzung von Solarenergie die 
maximal zulässige Gebäudehöhe auf der gesamten Dachfläche um bis zu maximal 3 
m überschreiten. 

2.1.2  Wand- und Firsthöhe (obere Bezugspunkte) 
 Firsthöhe (FH) und Wandhöhe (WH) gem. Planeintrag maximal in Metern über der un-
teren Bezugshöhe. Untere Bezugshöhe ist die Erdgeschossfußbodenhöhe (EFH). 

Nebenbestimmungen: 
Bei Gebäuden mit Flachdächern gilt die festgesetzte Wandhöhe als maximal zulässige 
Gebäudehöhe. 

Oberer Bezugspunkt für die Wandhöhe ist der äußere Schnittpunkt der Außenwand mit 
der Dachhaut (traufseitig). 
Oberer Bezugspunkt für die Firsthöhe ist der äußere Schnittpunkt der beiden Dach-
schenkel, bzw. die oberste Dachbegrenzungskante. Die festgesetzten Höhen gelten 
nicht für erforderliche technische Dachaufbauten wie 
Lüftungs- oder Antenneneinrichtungen, Schornsteine etc. 
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2.1.3 Erdgeschoßfußbodenhöhe (EFH), (unterer Bezugspunkt) 
Siehe Planeintrag als Höchstmaß in Meter über Normalnull. Maßgeblich ist die Fertig-
fußbodenhöhe. Das Höchstmaß darf nach oben um zusätzlich max. 50 cm überschrit-
ten werden, nach unten gibt es keine Beschränkung. 

2.3 Grundflächenzahl (§ 9 (1) Nr. 1 BauGB, § 19 BauNVO)

Die Grundflächenzahl ist dem Planeintrag im zeichnerischen Teil zu entnehmen. 

3.  Überbaubare Grundstücksflächen (§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB und §§ 22-23 BauNVO) 

3.1  Bauweise (§ 22 BauNVO)
Offene Bauweise (o) gem. Planeintrag. 
Abweichende Bauweise (a) gem. Planeintrag. Als abweichende Bauweise gelten die 
Bestimmungen der offenen Bauweise (Gebäude mit seitlichen Grenzabstand), wobei 
auch Gebäudelängen über 50 m zulässig sind. 

3.2 Überbaubare Grundstücksfläche (§ 23 BauNVO) 
Maßgebend für die überbaubaren Grundstücksflächen sind die in der Planzeichnung 
festgesetzten Baugrenzen. 

4.  Stellung baulicher Anlagen (§ 9 BauGB)  

4.1  Firstrichtung
Es werden keine Firstrichtungen festgesetzt.  

5.  Stellplätze und sonstige Nebenanlagen (§ 9 Abs 1 Nr. 4 BauGB)

5.1 Stellplätze und untergeordnete Nebenanlagen sind auch außerhalb der überbaubaren 
Grundstücksflächen zulässig. 

5.2 Garagen, Carports und Tiefgaragen sind nur innerhalb der überbaubaren Grundstücks-
flächen zulässig. 

5.3 Nebenanlagen im Sinne des § 14 (1) BauNVO, die hochbaulich in Erscheinung treten, 
sind nur innerhalb der überbaubaren Grundstücksflächen zulässig. 

5.4 Die der Versorgung mit Elektrizität, Gas, Wärme und Wasser sowie zur Ableitung von 
Abwasser dienenden Nebenanlagen nach § 14 (2) BauGB sind im gesamten Gewerbe-
gebiet auch außerhalb der überbaubaren Grundstücksfläche zulässig. 

6. Verkehrsflächen (§ 9 Abs. 1 Nr. 11 BauGB)

Die öffentlichen Verkehrsflächen ergeben sich aus dem Eintrag im Plan. 

7.  Führung von Versorgungsleitungen (§ 9 Abs. 1 Nr. 13 BauGB) 

Alle Versorgungsleitungen sind unterirdisch zu verlegen. 
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8.  Öffentliche und private Grünflächen (§ 9 (1) Nr. 15 BauGB)

Die im zeichnerischen Teil dargestellten öffentlichen und privaten Grünflächen sind 
gärtnerisch zu gestalten und extensiv zu pflegen. Anpflanzungen mit standortgerechten 
Baum- und Straucharten sind gemäß Planeintrag vorzunehmen. Bauliche Anlagen sind 
unzulässig. 

9.  Flächen und Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Natur 
und Landschaft (§ 9 Abs. 1 Nr. 20)  

9.1 Dacheindeckung: 
Kupfer-, zink- oder bleigedeckte Dächer und Fassaden sind nur zulässig, wenn diese 
dauerhaft korrosionsresistent beschichtet oder in ähnlicher Weise behandelt sind. 

9.2 Verwendung offenporiger Beläge: 
Oberirdische Stellplätze, öffentliche Fußwege und private Erschließungswege sowie 
Feuerwehrzufahrten sind in wasserdurchlässiger Ausführung (Mittlerer Abflussbeiwert 
ψ ≤ 0,5) herzustellen, sofern das von diesen Flächen abfließende Niederschlagswasser 
nach Stand der Technik als unbelastet gilt. Geeignete Beläge sind Rasenfugenpflaster, 
Schotterrasen, Betonrasensteine, Dränpflaster und wassergebundene Decke.  
In Zone III des Wasserschutzgebiets „ZV Keckquellen Keckqu 1-3“ sind folgende 
Beläge zulässig: Pflaster- und Plattenbeläge aus flüssigkeitsundurchlässigen 
Materialien mit mind. 2 cm breiten Rasenfugen, Rasenfugen, Rasengittersteine, 
Rasenwaben und DIBt-zugelassene Flächenbeläge. Für andere wasserdurchlässige 
Beläge wie beispielsweise Schotterbeläge, Pflaster mit nicht bewachsenen, 
durchlässigen Fugen oder poröse Beläge gelten strengere Anforderungen an den 
Untergrund. 

9.3 Schutz von Kleintieren: 
Auf geschlossene Einfriedungen ist möglichst zu verzichten. Zumindest aber sind 
Einzäunungen am Boden durchlässig, mit einem Mindestabstand von 15 cm vom 
Boden auszuführen, um die Lebensraumzerschneidung von Klein- und Mittelsäugern 
zu minimieren. 
Schachtabdeckungen und sonstige Entwässerungseinrichtungen wie Muldeneinläufe, 
Hof- oder Straßenabläufe etc. sind (bspw. durch angepasste Abdeckgitternetze) so zu 
gestalten, dass Kleintierfallen, insbesondere für Amphibien und Reptilien, vermieden 
werden. 

9.4 Außenbeleuchtung: 
Für die öffentliche und private Außenbeleuchtung sind ausschließlich Lampen mit 
warm- bis neutralweißer Lichtfarbe (Farbtemperatur unter 3.000 Kelvin und 
Hauptspektralbereich von über 500 nm, z.B. LED-Lampen) oder Leuchtmittel mit einer 
UV-absorbierenden Leuchtenabdeckung zu verwenden. Zulässig sind nur staubdichte 
und voll abgeschirmte Leuchten, die im installierten Zustand nur unterhalb der 
Horizontalen abstrahlen (Upward Light output Ratio ULR = 0 %). 
Nach oben strahlende oder flächige Fassadenbeleuchtung ist unzulässig. Die 
Beleuchtung ist räumlich und zeitlich auf das für die verkehrssichere Nutzung der 
Freiflächen notwendige Maß zu beschränken (z.B. durch Zeitschaltuhren oder 
Bewegungsmelder). Insbesondere ist eine Lichteinwirkung auf die Gehölze im Westen 
des Plangebiets zu vermeiden. 

9.5 Waldrandgestaltung, Extensivierung Grünland: 
Der bestehende Waldrand im Süden und Westen innerhalb der Fläche für Maßnahmen 
zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft ist in 
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einen stufigen artenreichen Waldrand umzubauen. Dies umfasst gezielt die Entnahme 
von Fichten sowie die Pflanzung fruchttragender gebietseigener Sträucher. Der 
Waldrand ist zu erhalten, dauerhaft zu pflegen, zu schützen und bei Abgang oder 
Fällung einzelner Bäume sind diese ggf. durch Neupflanzungen einer vergleichbaren 
Art zu ersetzen. Geeignete Gehölzarten enthält die beigefügte Pflanzliste. 
Die gehölzfreien Säume, sowie die angrenzende Wiese, die im Süden an die 
Gewerbegebietsfläche anschließt, sind als artenreiches Grünland zu entwickeln. Die 
Wiese ist dauerhaft zweimal jährlich zu mähen. Die erste Mahd ist frühestens ab Mitte 
Juni jeden Jahres bzw. frühestens zur Hauptblütezeit der Gräser, durchzuführen. Die 
zweite Mahd ist sechs bis acht Wochen später durchzuführen. Das Mahdgut ist 
spätestens eine Woche nach dem Schnitt abzutransportieren. Düngung ist lediglich in 
Form einer Erhaltungsdüngung zulässig 

9.6 CEF-Maßnahme “Haselmaus”: 
Um den Lebensraumverlust der Haselmaus auszugleichen, ist der südliche Waldrand 
innerhalb der Fläche für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von 
Boden, Natur und Landschaft in einen stufigen artenreichen Waldrand umzubauen. Der 
Waldrandumbau umfasst eine Rücknahme der Fichten und die Pflanzung 
fruchttragender Sträucher. 

9.7 CEF-Maßnahme “Nisthilfen Weidenmeise” 
Innerhalb der Fläche für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von 
Boden, Natur und Landschaft sind im Waldrandbereich fünf Totholzstämme von 1-2 m 
Länge an lebende Bäume als Ersatznistplätze für die Weidenmeise anzubinden. Es 
sollte sich um möglichst weiches Holz handeln, geeignet sind insbesondere Weide, 
Birke und Erle. Der Durchmesser der Totholzstämme sollte 8-20 cm betragen. 

9.8 CEF-Maßnahme “Ausgleichshabitat Zauneidechse”: 
Um ein Ersatzhabitat für die im Plangebiet nachgewiesene Zauneidechse zu schaffen, 
sind innerhalb der Fläche für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung 
von Boden, Natur und Landschaft im offenen Wiesenbereich Sonderstrukturen 
(Sandlinsen als Eiablageplätze sowie Totholzstrukturen als Sonnplätze, Verstecke und 
Überwinterungsquartiere) anzulegen. Zur Förderung des Nahrungshabitat ist die 
bestehende Wiese extensiv zu pflegen. 
Die Zauneidechsen sind vor Baubeginn aus dem Baufeld abzusammeln und in das 
zuvor hergestelltes Ausgleichshabitat umzusetzen. Um eine Wiederbesiedlung zu 
verhindern ist das Baufeld mit einem Reptilienschutzzaun zu umgeben. 

9.9 CEF-Maßnahme “Braunes Langohr”: 
Als Ausgleich für den Verlust eines Tagesquartiers des Braunen Langohrs sind entlang 
des Waldrands innerhalb der Fläche für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur 
Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft in geeigneter Lage fünf Fledermaus-
Rundkästen fachgerecht aufzuhängen. 

9.10 CEF-Maßnahme “Haussperling”: 
Sollten Eingriffe am Wohngebäude im Nordwesten des Plangebiets erfolgen, sind 
vorhandene Brutplätze des Haussperlings durch das Ausbringen von artspezifischen 
Nisthilfen im Verhältnis 1:2 zu ersetzen. Diese sind im Umfeld des Eingriffsbereichs (< 
500 m) und vor Beginn der Brutperiode anzubringen. Sie sind vorzugsweise an 
Gebäuden in NO- bis SO-Exposition unter überhängenden Dächern in Höhen ab 3 m 
und in der Nähe (< 25 m) dichter Hecken oder Gehölze, die den Haussperlingen als 
Ruhestätten und Versteckplätze dienen, aufzuhängen. 
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10.  Anpflanzung von Bäumen, Sträuchern, sonstigen Bepflanzungen (§ 9 Abs. 1 Nr. 
25a)  

10.1 Dachbegrünung: 
Flachdächer und flach geneigte Dächer bis zu einer Dachneigung von 15 ° sind zu 
einem Anteil von mindestens 75 % zu begrünen. Die Mindestsubstrathöhe beträgt 10 
cm. Die Dachfläche ist mit einer standortgerechten Gräser- / Kräutermischung 
anzusäen oder mit standortgerechten Stauden und Sedumsprossen zu bepflanzen 
(Abflussbeiwert ψ ≤ 0,3). 
Bei einer parallelen Nutzung der Dachflächen für Solar- bzw. Photovoltaikanlagen sind 
diese aufzuständern und die Abstände der Modulreihen untereinander, die Modultiefe 
und die Höhenlage der Module auf die Vegetation abzustimmen. 

10.2 Pflanzgebot PFG 1 Einzelbäume: 
An den im zeichnerischen Teil des Bebauungsplans durch Planeintrag 
gekennzeichneten Standorten für Einzelbäume sind 13 gebietseigene Laubbäume (1. 
oder 2. Ordnung, Qualität: Hochstamm 3xv, Stammumfang mind. 16-18 cm) oder 
hochstämmige Obstbäume zu pflanzen, dauerhaft zu pflegen und bei Abgang zu 
ersetzen. Geeignete Gehölzarten enthält die beigefügte Pflanzliste. Der Standort darf 
vom schematischen Planeintrag um 5 m abweichen. 

10.3 Pflanzgebot PFG 2 sonstige Gehölzpflanzung: 
An den im zeichnerischen Teil des Bebauungsplans durch Planeintrag 
gekennzeichneten Flächen PFG 2 mit flächenhaftem Pflanzgebot sind Hecken- und 
Gebüschstrukturen aus gebietsheimischen und standortgerechten Bäumen und 
Sträuchern zu pflanzen, zu pflegen, dauerhaft zu erhalten und bei Abgang durch eine 
gleichartige Neupflanzung zu ersetzen. Bestehende Gehölzstrukturen 
standortgerechter heimischer Arten sind dabei zu berücksichtigen und zu erhalten. 
Bestehende Heckenzäune aus Nadelhölzern sowie nichtheimischer Arten sind zu 
entfernen. Empfohlen werden die Arten gemäß Pflanzliste. 

10.4 Pflanzgebot PFG 3 artenreiche Wiese: 
Die im zeichnerischen Teil des Bebauungsplanes festgesetzten Flächen PFG 3 sind 
mit einer artenreichen standortgerechten und heimischen Wiesen-Saatgutmischung 
anzusäen und extensiv (2-malige Mahd) zu pflegen. Das Mahdgut ist 
abzutransportieren. 

10.5 Pflanzgebot PFG 4 Begrünung der privaten Grundstücksflächen: 
Innerhalb der GE-Flächen ist pro angefangene 500 m2 Grundstücksfläche mindestens 
1 Laub- oder Obstbaum (2. oder 3. Ordnung, Qualität: Hochstamm 3xv, Stammumfang 
mind. 12-14 cm oder Solitär mind. 3xv.) zu pflanzen. Geeignete Gehölzarten enthält 
die Pflanzliste im Anhang. Die Bäume sind zu erhalten, dauerhaft zu pflegen und zu 
schützen. Bei Abgang oder Fällung ist als Ersatz ein gleichartiger Laub- oder 
Obstbaum gemäß der Pflanzliste nachzupflanzen. 
Nicht mit Bäumen gestaltete Bereiche sind mit Bodendeckern zu bepflanzen oder mit 
einer standortgerechten Wiesen-Saatgutmischung anzusäen. 

11.  Anpflanzung von Bäumen, Sträuchern, sonstigen Bepflanzungen (§ 9 Abs. 1 Nr. 
25a)  

11.1 Pflanzbindung PFB 1: 
An den im zeichnerischen Teil des Bebauungsplans durch Planeintrag 
gekennzeichneten Flächen mit flächenhafter Pflanzbindung sind bestehende Hecken- 
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und Gebüschstrukturen dauerhaft zu erhalten, zu pflegen und bei Abgang durch eine 
gleichartige Neupflanzung zu ersetzen. 

12 Es werden folgende Ausgleichs- und Kompensationsmaßnahmen außerhalb des 
Geltungsbereichs des Bebauungsplans festgesetzt (Zuordnungsfestsetzung 
gem. § 9 Abs. 1a BauGB) 

Trotz interner Vermeidungs-, Minimierungs- und Ausgleichsmaßnahamen sind externe 
Kompensationsmaßnahmen nötig (Details siehe Umweltbericht).  

12.1 Maßnahme 1 (CEF-Maßnahme): 
Nisthilfen Rauchschwalbe 

12.2 Maßnahme 2: 
Ökokontomaßnahme Fahrenberg, Flurstück 1075, Gemarkung Niedereschach-Fisch-
bach Aktenzeichen 326.02.011.01: 

13. Wasserschutzgebiet / Grundwasserschutz 

Der Bebauungsplan Gewerbegebiet „Obere Reuten“ betrifft die Zone IIIA des Wasser-
schutzgebiets Nr. 325-038 (Keckquellen 1-3), festgesetzt vom Landratsamt Rottweil 
durch Rechtsverordnung vom 15.11.1994 für die Wasserversorgung von Villingen-
Schwenningen, Dauchingen, Tuningen und Deißlingen. 
Die dort formulierten Schutzbestimmungen, Regelungen und Verbote sind zu beach-
ten. 
Insbesondere gelten nachfolgende Bestimmungen (nicht abschließende Aufzählung): 

1. für das Verlegen von Abwasserleitungen, deren Rohre, Muffenkonstruktionen und 
Schächte keine Gewähr für dauerhafte und völlige Dichtheit bieten (§ 4 Abs. 1 Nr. 14 
RVO). 
Das Amt für Wasser- und Bodenschutz verweist auf die sich daraus ergebenden er-
höhten Anforderungen an die Dichtheit von Rohrleitungen. Für Abwasserleitungen 
sind Rohre, Muffenkonstruktionen und Schächte zu wählen, die eine hinreichende 
Gewähr für völlige und dauernde Dichtheit bieten. 
Um die dauerhafte Dichtheit zu gewährleisten, sind Vollwandrohre mit der Ringstei-
figkeit SN10 (z. B. AWADUKT PP Fusion, Hochlastkanalrohre PP-HM) mit geeigneten 
Steckmuffenverbindungen oder gleichwertig (gemäß DIN 1852/1) zu wählen. 
Das vom Abwasserrohr zusammen mit dem anschließenden Schacht gebildete Ka-
nalsystem ist als stoffschlüssiges Gesamtsystem auszubilden. 

2. Weiterhin formuliert die Rechtsverordnung zum Wasserschutzgebiet Anforderungen 
bzw. Verbote hinsichtlich des Umgangs und der Lagerung von und mit wassergefähr-
denden Stoffen (§ 4 Abs. 1 Nrn. 15 und 16 RVO). 

3. Ein eventuell im Zuge von Bauwerksgründungen erforderlicher Eingriff in das Grund-
wasser (Grundwasser-haltung, Einbringen von Stoffen in das Grundwasser) bedarf 
einer gesondert zu beantragenden wasserrechtlichen Erlaubnis. Hierzu ist ein detail-
lierter Wasserrechtsantrag mindestens drei Monate vor Beginn der Maßnahme beim 
AUWB einzureichen. Wir empfehlen grundsätzlich, den Inhalt des Wasserrechtsan-
trags im Vorfeld mit dem AUWB abzustimmen. 
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4. Wasserdurchlässige Beläge sind nur auf solchen Flächen zulässig, bei denen eine 
Verunreinigung durch Lagerung/ Umgang mit wassergefährdenden Stoffen, Fahr-
zeugreinigung/ -wartung o.ä. nicht zu erwarten ist. 

5. Der Entwässerung von oben genannten Flächen in angrenzende Grünflächen kann 
zugestimmt werden, wenn hierdurch eine breitflächige Versickerung über den be-
wachsenen Oberboden gemäß den „Arbeitshilfen für den Umgang mit Regenwas-
ser in Siedlungsgebieten“ (LUBW, 2005) erfolgt. 

6. Die Grundstückseigentümer sind darüber zu informieren, dass Autowäsche und 
Umgang mit wassergefährdenden Stoffen auf Flächen mit wasserdurchlässigen 
Belägen verboten sind. 

Sofern sich bezüglich der im Einzelfall geplanten Bauausführung (oder der zukünftigen 
Nutzung) Sachverhalte ergeben, die von den in der Rechtsverordnung formulierten Fest-
legungen und Verboten berührt sind, ist die Erteilung der grundsätzlich erforderlichen 
wasserrechtlichen Befreiung gemäß § 52 WHG in jedem Einzelfall vom jeweiligen Bau-
herrn beim Landratsamt Rottweil – Umweltschutzamt – zu beantragen. 

14. Flächen, die von der Bebauung freizuhalten sind (§ 9 Abs. 1 Nr. 10 BauGB)

14.1 Anbauverbotszone entsprechend Planeintrag 
Entlang der L 423 ist, gemessen vom äußeren Rand der befestigten Fahrbahn, ein 15 
m breiter Schutzstreifen von jeglicher Bebauung, einschließlich Werbeanlagen, freizu-
halten. 

15. Pflichten des Eigentümers gem. § 126 Abs. 1 BauGB 

Der Eigentümer hat das Anbringen von Haltevorrichtungen und Leitungen für Beleuch-
tungskörper der Straßenbeleuchtung einschließlich der Beleuchtungskörper und des 
Zubehörs sowie Kennzeichen und Hinweisschildern für Erschließungsanlagen auf sei-
nem Grundstück zu dulden. Er ist vorher zu benachrichtigen. 

16.  Grenzen 

16.1  Grenze des räumlichen Geltungsbereiches gem. Planeintrag (§ 9 (7) BauGB).
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Pflanzliste 
Allgemeines Zu den geeigneten Baum- und Straucharten für die Bepflanzung 

der unbebauten Grundstücksflächen innerhalb des Bebauungs-
plangebietes zählen die nachfolgend angeführten Gehölze. 

Mindestqualitäten Bei den Gehölzen ist auf folgende Mindestqualitäten zu achten: 

 Laubbäume für die Begrünung von Stellplätzen oder angren-
zend an Verkehrsflächen, für die Begrünung von Freiflächen 
innerhalb der Baugrundstücke sowie innerhalb der öffentli-
chen Grünfläche: 

Hochstamm, Stammumfang mind. 16-18 cm oder Solitär 
mind. 3xv. 

Obstbäume als Hochstamm, Stammumfang mind. 12-14 cm 

 Laubsträucher für Freiflächen innerhalb der Baugrundstücke 
sowie des Lärmschutzwalls: 

Verpflanzte Sträucher, je nach Art in der Sortierung mind. 60-
100   

 Laubbäume und- sträucher für die Ergänzung der Hecke im 
Nordwesten des Plangebietes:  

Bäume 1. oder 2. Ordnung, Qualität: Heister verpflanzt, mind. 
150-200) 

Laubsträucher, Qualität: Verpflanzte Sträucher, je nach Art in 
der Sortierung mind. 60-100)

Pflanzzeit Für ein gutes Anwachsen, insbesondere von wurzelnackter 
Ware, wird der Herbst empfohlen. Auf ausreichende Bewässe-
rung über den Sommer ist insbesondere in den ersten Jahren zu 
achten. 

Begrünung Stellplätze / 
straßenbegleitende Be-
pflanzung 

Für die Begrünung von Stellplätzen oder angrenzend an Ver-
kehrsflächen sind ausschließlich Hochstämme geeignet.  

Generell ist bei der Bepflanzung darauf zu achten, dass im Ein- 
und Ausfahrtsbereich, Sichtfelder nicht durch Gehölze beein-
trächtigt werden.  

Acer platanoides ’Cleveland’ Spitz-Ahorn ’Cleveland’ 

Acer platanoides ’Emerald Queen’ Spitz-Ahorn ’Emerald 
 Queen’ 

Prunus avium ’Plena’ Gefülltblühende Vogel-
Kirsche 

Pyrus calleryana ’Chanticleer ’ Chinesische Wild-Birne 

Sorbus intermedia ’Brouwers’ Schwedische Mehlbeere 

Tilia cordata ’Rancho’ Winter-Linde ’Rancho’ 

Zudem geeignet sind Bäume der GALK-Straßenbaumliste: 
http://www.galk.de/index.php/arbeitskreise/stadtbaeume/
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Begrünung der Grünflä-
chen und unbebauten 
Grundstücksflächen, 
des Lärmschutzwalls 
und Heckenpflanzungen 

Bäume 

Acer campestre  Feldahorn 

Acer platanoides Spitzahorn 

Acer pseudoplatanus  Berg-Ahorn 

Betula pendula Hänge-Birke 

Carpinus betulus Hainbuche 

Prunus avium Vogel-Kirsche 

Quercus robur Stieleiche  

Sorbus aria  Mehlbeere 

Über die o. g. Arten hinaus ist die Pflanzung von Obstbaum-
Hochstämmen möglich. Bevorzugt sollten Lokal- und alte Kul-
tursorten gepflanzt werden, z. B. Äpfel (Schöner aus Boskoop, 
Schöner aus Wiltshire, Maunzenapfel, Osnabrücker Renette), 
Birnen (Palmischbirne, Großer Katzenkopf, Schweizer Wasser-
birne, Amanlis Butterbirne, Anjou-Birne), darüber hinaus sind 
auch folgende Arten möglich: 

Malus sylvestris Wildapfel 

Pyrus communis Wildbirne 

Sträucher 

Cornus sanguinea Roter Hartriegel 

Corylus avellana Haselnuss 

Crataegus laevigata Zweigriffeliger Weißdorn  

Crataegus monogyna  Eingriffeliger Weißdorn  

Euonymus europaeus Gewöhnliches 
 Pfaffenhütchen 

Ligustrum vulgare Gewöhnlicher Liguster 

Lonicera xylosteum  Rote Heckenkirsche 

Prunus spinosa Schlehe 

Rosa canina  Hunds-Rose 

Rosa rubiginosa  Wein-Rose 

Salix caprea  Sal-Weide 

Sambucus nigra Schwarzer Holunder 

Sambucus racemosa  Trauben-Holunder 

Viburnum lantana  Wolliger Schneeball 

Viburnum opulus Gewöhnlicher Schneeball 
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Bodendecker / Niedrige Gehölze für flächige Bepflanzung (nicht 
innerhalb der Grünfläche im Westend des Plangebietes) 

Deutzia gracilis Maiblumenstrauch 

Euonymus fortunei ’Coloratus’  Kletter-Spindelstrauch 

Hedera helix  Efeu 

Lonicera pileata  Heckenkirsche 

Rosa spec.  Bodendecker-Rose (di-
ver.   Sorten) 

Spiraea japonica Japanische Spiere 

Gehölze für geschnit-
tene Hecken 

Acer campestre  Feldahorn 

Carpinus betulus                    Hainbuche 

Ligustrum vulgare Gewöhnlicher Liguster 

Begrünung von Fassa-
den sowie von Neben-
flächen wie Mülltonnen-
plätze Stütz- und sonsti-
gen Mauern  

Für die Begrünung von Fassaden und Mauern sind folgende Ar-
ten geeignet. 

Bis auf die selbsthaftenden Arten benötigen die genannten Klet-
terpflanzen Rankhilfen, z. B. Drähte, Gitter.  

Clematis-Hybriden  Waldrebe (in Sorten) 

Clematis montana  Berg-Waldrebe 

Hedera helix  Efeu 
(selbsthaftend, stark
wachsend) 

Lonicera tellmanniana  Gold-Geißblatt 
(starkwachsend) 

Parthenocissus quinquefolia  Wilder Wein                
’Engelmannii’  (selbsthaftend, stark

wachsend) 

Parthenocissus tricuspidata ’Veitchii’  Wilder Wein  
(selbsthaftend, stark
wachsend) 

Rosa sp.(kletternde Arten)  Kletterrose 

Öffentliche Grünflächen Die per Planeintrag festgesetzten öffentlichen Grünflächen sind 
außerhalb der Bereiche, die für Entwässerung und Retention ge-
nutzt werden, als arten- und blütenreiche standorttypische Wiese 
mit zu entwickeln. Es sollte autochthones Saatgut (Produktions-
raum 7 - Süddeutsches Berg- und Hügelland, Ursprungsgebiet 
11 – Südwestdeutsches Bergland) verwendet werden. 

Pflege / Nutzung: Zweimalige Mahd, je nach Nutzung und Witte-
rungsverlauf mit Abräumen des Mahdgutes.  
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Dachbegrünung  Zur Bepflanzung bei Extensivbegrünung sind Arten der Mager-, 
Trocken- und Halbtrockenrasen geeignet. Es wird keine Arten-
liste aufgestellt, da diverse geeignete Arten in Form von Ansaat 
oder Pflanzmatten durch spezielle Fachfirmen angeboten wer-
den. Besonders geeignet und in allen Standardmischungen ent-
halten sind Sedumarten (Fetthenne), die als Sprossensaat aus-
gebracht werden. 

Die FLL-Richtlinien für Dachbegrünung sind zu beachten. 
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B. Hinweise und Empfehlungen 

Bodenschutz
Dass bei den Bautätigkeiten anfallende Bodenmaterial ist getrennt nach humosem 
Oberboden und kulturfähigem Unterboden auszubauen und soweit als möglich an ge-
eigneten Stellen innerhalb eines Plangebiets wiederzuverwerten (z. B. zum Massen-
ausgleich) oder einer sinnvollen Verwertung zuzuführen. Bei der Verwertung von Bo-
denmaterial ist auch die DIN 19731 zu beachten. 
Die Zwischenlagerung von humosem Oberboden und kultivierbarem Unterboden ist 
möglichst zu vermeiden. Wenn eine Zwischenlagerung unvermeidbar ist, hat diese in 
max. 2 m hohen Mieten zu erfolgen, die durch Profilierung und Glättung vor Vernäs-
sung zu schützen sind. Bei längeren Lagerungszeiten sind die Mieten mit geeigneten 
Pflanzenarten zu begrünen. 

Nähere Ausführungen zum Vorgehen enthält die DIN 18915 Blatt 3 bezüglich des Bo-
denabtrags und der Oberbodenlagerung sowie die Fachliteratur des Umweltministeri-
ums Heft 10 (Erhaltung fruchtbaren und kulturfähigen Bodens bei Flächeninanspruch-
nahmen). 

Gemäß § 202 BauGB ist Mutterboden, der bei der Errichtung und Änderung baulicher 
Anlagen sowie bei wesentlichen anderen Veränderungen der Erdoberfläche ausgeho-
ben wird, in nutzbarem Zustand zu erhalten und vor Vernichtung oder Vergeudung zu 
schützen. 

Bodenverdichtungen und -belastungen sind zu minimieren, damit ein ausreichender 
Wurzelraum für geplante Begrünungen und eine flächige Versickerung von Oberflä-
chenwasser gewährleistet ist. Erdarbeiten sollten daher grundsätzlich nur auf gut ab-
getrocknetem und bröseligem Boden und bei niederschlagsfreier Witterung erfolgen. 
Baustraßen sollen möglichst dort geplant werden, wo später befestigte Flächen sind. 
Durch Befahrung mit Baufahrzeugen hervorgerufene Bodenverdichtungen sind bei ab-
getrocknetem Bodenzustand wieder aufzulockern. 

Bodenmaterial, welches von außerhalb in das Plangebiet antransportiert und eingebaut 
wird, ist vor dem Auf- und Einbringen analytisch untersuchen zu lassen. Selbiges gilt 
für mineralische Abfälle zur Verwertung (z. B. Recycling-Bauschutt), sofern diese nicht 
einer externen Qualitätsüberwachung unterliegen. Ein entsprechender Nachweis (Her-
kunft, Deklarationsanalytik einer repräsentativen Mischprobe) ist zu führen und unauf-
gefordert an das Landratsamt Schwarzwald-Baar-Kreis – Amt für Umwelt, Wasser- und 
Bodenschutz – zu übermitteln. 

Beim Einbringen von nicht zum Plangebiet gehörendem Bodenmaterial, das nicht zum 
Erstellen einer durchwurzelbaren Bodenschicht dient, sind die Vorgaben der Verord-
nung über Anforderungen an den Einbau von mineralischen Ersatzbaustoffen in tech-
nische Bauwerke (Ersatzbau-stoffverordnung – ErsatzbaustoffV) vom 09.07.2021 bzw. 
die zu diesem Zeitpunkt gültigen, gesetzlichen Regelungen zu beachten. 

Unabhängig davon ist im Rahmen der üblichen Bauüberwachung vom Beginn der An-
lieferung bis zum Abschluss des Einbaus des nicht zum Plangebiet gehörenden Bo-
denmaterials eine sensorische Prüfung durchzuführen. Auffälligkeiten sind zu doku-
mentieren und dem Landratsamt Schwarzwald-Baar-Kreis – Amt für Umwelt, Wasser- 
und Bodenschutz – mitzuteilen. 
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Bodendenkmalschutz
Sollten bei der Durchführung vorgesehener Erdarbeiten archäologische Funde oder 
Befunde entdeckt werden, ist dies gemäß § 20 DSchG umgehend einer Denkmal-
schutzbehörde oder der Gemeinde anzuzeigen. Archäologische Funde (Steinwerk-
zeuge, Metallteile, Keramikreste, Knochen, etc.) oder Befunde (Gräber, Mauerreste, 
Brandschichten, auffällige Erdverfärbungen, etc.) sind bis zum Ablauf des vierten 
Werktages nach der Anzeige in unverändertem Zustand zu erhalten, sofern nicht die 
Denkmalschutzbehörde mit einer Verkürzung der Frist einverstanden ist. Zuwiderhand-
lungen werden gem. §27 DSchG als Ordnungswidrigkeiten geahndet. Bei der Siche-
rung und Dokumentation archäologischer Substanz ist zumindest mit kurzfristigen 
Leerzeiten im Bauablauf zu rechnen. Ausführende Baufirmen sollten hierüber schrift-
lich in Kenntnis gesetzt werden. 

Geotechnik 
Das Plangebiet befindet sich auf Grundlage der am LGRB vorhandenen Geodaten im 
Verbreitungsbereich der Trochitenkalk-Formation. Diese wird in der nördlichen Hälfte 
des Plangebiets von Anthropogenen Ablagerungen (Auffüllungen, Aufschüttungen) mit 
im Detail nicht bekannter Mächtigkeit bedeckt. Mit lokalen Auffüllungen vorangegange-
ner Nutzungen, die ggf. nicht zur Lastabtragung geeignet sind, ist zu rechnen. Verkars-
tungserscheinungen (offene oder lehmerfüllte Spalten, Hohlräume, Dolinen) sind nicht 
auszuschließen. Nach Auswertung des digitalen Geländemodells befinden sich Ver-
karstungsstrukturen in der näheren Umgebung). Sollte eine Versickerung der anfallen-
den Oberflächenwässer geplant bzw. wasserwirtschaftlich zulässig sein, wird auf das 
Arbeitsblatt DWA-A 138 (2005) verwiesen und im Einzelfall die Erstellung eines ent-
sprechenden hydrologischen Versickerungsgutachtens empfohlen. Wegen der Gefahr 
einer Verschlechterung der Baugrundeigenschaften sowie ggf. von Sulfatgesteinslö-
sung im Untergrund sollte von der Errichtung technischer Versickerungsanlagen (z. B. 
Sickerschächte, Sickerbecken, Mulden-Rigolen-Systeme zur Versickerung) Abstand 
genommen werden. 
Bei etwaigen geotechnischen Fragen im Zuge der weiteren Planungen oder von Bau-
arbeiten (z. B. zum genauen Baugrundaufbau, zu Bodenkennwerten, zur Wahl und 
Tragfähigkeit des Gründungshorizonts, zum Grundwasser, zur Baugrubensicherung, 
bei Antreffen verkarstungsbedingter Fehlstellen wie z. B. offenen bzw. lehmerfüllten 
Spalten) werden objektbezogene Baugrunduntersuchungen gemäß DIN EN 1997-2 
bzw. DIN 4020 durch ein privates Ingenieurbüro empfohlen. 

Schutz des Grundwassers
Erdarbeiten oder Bohrungen, die so tief in den Boden eindringen, dass sie Auswirkun-
gen auf das Grundwasser haben können bzw. tiefer als 10 m in den Boden eindringen, 
sind dem Landratsamt Schwarzwald-Baar-Kreis – Amt für Umwelt, Wasser- und Bo-
denschutz – gemäß § 49 Abs. 1 WHG i. V. m. § 43 Abs. 1 WG spätestens einen Monat 
vor Beginn der Arbeiten anzuzeigen. 
Sofern bei Erschließungsmaßnahmen unbeabsichtigt Grundwasser angetroffen wird, 
ist dies gemäß § 49 Abs. 2 WHG i. V. m. § 43 Abs. 6 WG unverzüglich dem Landrats-
amt Schwarzwald-Baar-Kreis – Amt für Umwelt, Wasser- und Bodenschutz – anzuzei-
gen und die Arbeiten, die zur Erschließung geführt haben, einstweilen einzustellen. 
Auf Hausdrainagen ist grundsätzlich zu verzichten. Bauteile unterhalb des höchsten 
Grundwasserstandes sind wasserdicht und auftriebssicher auszuführen (z. B. „weiße 
Wanne", auskragende Kellerbodenplatte etc.). Zur Herstellung der Abdichtung von 
Baukörpern/Bauteilen o. Ä. dürfen keine Stoffe verwendet werden, bei denen eine 
Schadstoffbelastung des Grundwassers zu besorgen ist. Drän- oder Quellwasser darf 
keinesfalls an die Schmutz-/Mischwasserkanalisation angeschlossen werden. 
Bei allen Maßnahmen, die zur Erschließung von Grundwasser führen, sind die gesetz-
lichen Vorschriften des Grundwasserschutzes zu beachten.  
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Abwasserentsorgung
Nach § 55 Abs. 2 WHG in Verbindung mit der Verordnung über die dezentrale Besei-
tigung von Niederschlagswasser vom 22.03.1999 besteht die Sollvorgabe, dass u. a. 
bei der Bebauung von Grundstücken das Niederschlagswasser dezentral zu bewirt-
schaften ist, sofern dies schadlos möglich ist (siehe Unterpunkt Dezentrale Beseiti-
gung). Ist eine dezentrale Bewirtschaftung nicht möglich, so sollen die im Bebauungs-
plan neu zur Bebauung vorgesehenen Flächen grundsätzlich im Trennsystem entwäs-
sert werden. 
Wir weisen darauf hin, dass öffentliche Abwasseranlagen gemäß § 48 Wassergesetz 
für Baden-Württemberg (WG) einer wasserrechtlichen Genehmigung bedürfen, sofern 
diese nicht im Be-nehmen mit der unteren Wasserbehörde geplant und ausgeführt 
werden. 

Rodungs- und Gehölzarbeiten 
Gemäß § 39 Abs. 5 Nr. 2 BNatSchG dürfen Bäume und Sträucher nicht in der Zeit 
zwischen 1. März und 30. September abgeschnitten, auf den Stock gesetzt oder gero-
det werden. 

Gebäudeabriss 
Das Stallgebäude, in dem Rauchschwalben brüten, darf nicht in der Zeit zwischen 1. 
März und 31. Oktober abgerissen werden, um ein Eintreten von Verbotstatbeständen 
nach § 44 (1) BNatSchG in Bezug auf die Rauchschwalben zu vermeiden. 

Baumschutzmaßnahmen 
Während der Durchführung von Erd- und Bauarbeiten sind Vegetationsflächen, Pflan-
zenbestände und Bäume, einschließlich ihres Wurzelraumes (Kronentraufbereich zu-
züglich 1,5 m) gemäß DIN 18920 zu sichern. In Bereichen, in denen die Bauarbeiten 
bis unmittelbar an den Wurzel- und/oder Kronenbereich der Bäume heranreichen, sind 
vor Beginn der Bauarbeiten einzelfallbezogene Baumschutzmaßnahmen (z. B. 
Stammsicherung, Erstellung eines Wurzelvorhangs, Kronenrückschnitt) in Abstim-
mung mit der Gemeinde Niedereschach festzulegen. 

Flächenversiegelung 
Die Bodenversiegelung ist gemäß § 1a (2) BauGB sowie im Sinne der Erhaltung einer 
naturnahen kleinräumigen Wasserbilanz auf das notwendige Maß zu beschränken. 
Dazu sind folgende Punkte zu beachten: 
- Die Erschließungsflächen (Straßen, Wege etc.) sind auf das technisch vertret-

bare Mindestmaß zu begrenzen, um die Versiegelungsfläche zu minimieren. 
- Neben den Fahrbahnen sollen möglichst Grünstreifen, Vegetationsflächen und 

Gehölzpflanzungen zur Erhöhung der Verdunstung und Versickerung angelegt 
werden. 

- Es darf maximal die Mindestanzahl an Stellplätzen gemäß der aktuell gültigen 
Fassung der Verwaltungsvorschrift des Ministeriums für Verkehr und Infrastruktur 
über die Herstellung notwendiger Stellplätze (VwV Stellplätze) eingerichtet wer-
den. 

- Bei Bauvorhaben mit hohem Kfz-Aufkommen sollen möglichst mehrgeschossige 
Parkanlagen, Tiefgaragen etc. vorgesehen werden. 

Außenbeleuchtung 
Die Beleuchtung von Fassaden baulicher Anlagen ist im Sommerhalbjahr (01.04. bis 
30.09.) grundsätzlich verboten. Im Winterhalbjahr (01.10. bis 31.03.) gilt dieses Verbot 
in der Zeit von 22 bis 6 Uhr (§ 21 Abs. 2 NatSchG). Des Weiteren soll auch gemäß 
Vermeidungsgebot aus § 21 Abs. 1 S. 1 auf die Anstrahlung von Bäumen, Sträuchern 
und Grünflächen sowie auf reine Dekorationsbeleuchtung verzichtet werden. 
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Vogelschlag 
Das Risiko einer signifikanten Erhöhung von Vogelschlag an Glasbauteilen ist gemäß 
§ 44 BNatSchG zu minimieren. Große Glasflächen, Über-Eck-Verglasungen und trans-
parente Absturzsicherungen sind möglichst auszuschließen. Nachfolgend werden bei-
spielhaft mögliche Maßnahmen angeregt: Zur Vermeidung von Vogelschlag an Glas-
bauteilen sind vorsorglich bestimmte gegen Vogelschlag gesicherte Gläser zu verwen-
den. Hierzu zählen u. a. reflexionsarme Gläser mit einem Reflexionsgrad von höchs-
tens 15 Prozent, Glasbausteine, transluzente, mattierte, eingefärbte, bombierte oder 
strukturierte Glasflächen, Sandstrahlungen, Siebdrucke, farbige Folien oder feste vor-
gelagerte Konstruktionen wie z. B. Rankgitterbegrünungen oder Brise Soleil (festste-
hender Sonnenschutz). Abstände, Deckungsgrad, Kontrast und Reflektanz sollen dem 
jeweils aktuellen Stand der Technik entsprechen. Detaillierte Informationen zur bausei-
tigen Beachtung sind zum Beispiel der Informationsbroschüre der Schweizer Vogel-
warte Sempach zu entnehmen (http://www.vogelglas.info/). Sofern große Glasflächen, 
transparente Absturzsicherungen etc. geplant sind, wird eine Abstimmung mit der un-
teren Naturschutzbehörde zur Vermeidung von Vogelschlag an Glas empfohlen. 

Zugänglichkeit und Aufstellflächen für Feuerwehrfahrzeuge 
Gebäude, deren zweiter Rettungsweg über Rettungsgeräte der Feuerwehr führt, müs-
sen über eine Zufahrt oder Zugang und geeignete Aufstellflächen/Stellflächen für die 
erforderlichen Rettungsgeräte verfügen (siehe § 2 LBOAVO). Bis zur Oberkante der 
Brüstung von zum Anleitern bestimmter Stellen bis 8 m ist dies eine tragbare Leiter 
(vierteilige Steckleiter), von mehr als 8 m ein genormtes Hubrettungsfahrzeug. Sofern 
ein Hubrettungsfahrzeug zur Sicherstellung des zweiten Rettungsweges erforderlich 
ist, muss eine Aufstellfläche nach § 2 LBOAVO / VwV Feuerwehrflächen vorhanden 
sein. 

Die Planstraßen und Kurvenradien sind so auszuführen, dass eine Durchfahrt mit Feu-
erwehrfahrzeugen möglich ist. Für Straßen auf Grundstücken sind der § 2 LBOAVO 
und die VwV Feuerwehrflächen einzuhalten. Bei Gebäuden, die ganz oder mit Teilen 
auf bisher unbebauten Grundstücken mehr als 50 m, auf bereits bebauten Grundstü-
cken mehr als 80 m von einer öffentlichen Verkehrsfläche entfernt sind, sind Zu- oder 
Durchfahrten zu den vor und hinter den Gebäuden gelegenen Grundstücksteilen und 
Bewegungsflächen herzustellen, wenn sie aus Gründen des Feuerwehreinsatzes er-
forderlich sind. 

Durch die Gemeinde Niedereschach wird für das Baugebiet der Grundschutz an Lösch-
wasserbedarf von 96 m3 pro Stunde über zwei Stunden zur Verfügung gestellt. Der 
Objektschutz ist durch den jeweiligen Eigentümer zu gewährleisten.“ 
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C. ÖRTLICHE BAUVORSCHRIFTEN 

Rechtsgrundlagen  
Landesbauordnung für Baden-Württemberg (LBO) vom 05.03.2010 (GBl. S. 357, ber. 416), 
zuletzt geändert durch Gesetz vom 10.02.2026 (GBl. S. 15) m.W.v. 28.02.2026 

1. Dachform, Dachneigung (§ 74 (1) Nr. 1 LBO)

Dachform: für Haup- und Nebengebäude freibleibend,  
Dachneigung: gem. Planeintrag. 

2. Äußere Gestaltung (§ 74 (1) Nr. 1 LBO)

2.1. Fassaden 
Im gesamten Geltungsbereich des Bebauungsplans sind Fassadenverkleidungen aus 
spiegelnden, glänzenden oder glasierten Materialien unzulässig. 

2.2 Dächer 
Dacheindeckungen sind in nicht glänzenden Materialien und gedeckten, dunklen Farbtö-
nen auszuführen. Grelle oder reflektierende Oberflächen mit Ausnahme von Solaranla-
gen sind nicht zulässig. 
Niederschlagswasser von Dächern aus Materialien, von denen eine Gefährdung des 
Grundwassers ausgehen kann (bspw. nicht beschichtete oder nicht in ähnlicher Weise 
behandelte metallische Dächer aus Kupfer, Zink oder Blei), darf ohne wasserrechtliche 
Erlaubnis nicht dezentral versickert oder in ein Gewässer eingeleitet werden. Bei einer 
Einleitung in die Kanalisation kann der Kanalnetzbetreiber gemäß der Abwassersatzung 
eine Regenwasserbehandlung für derartige Dachflächen einfordern.“ 

3. Einfriedungen (§ 74 (1) Nr. 1 LBO)

Als Einfriedungen sind offene Metall- und Holzzäune entlang der Erschließungsstraßen 
bis 1,20 m Höhe und im übrigen Bereich bis 2,00 m Höhe zulässig. Diese sind bei fehlen-
dem Seitenstreifen 0,50 m hinter den Fahrbahnrand (Bordstein) zurückzusetzen.  
Maschendraht und Drahtzäune sind nur mit Heckenhinterpflanzung zulässig. Die Verwen-
dung von Stacheldraht ist unzulässig. Der Abstand von Hecken und Hinterpflanzungen 
zur öffentlichen Verkehrsfläche muss mindestens 0,50 m betragen. 
Es sind ausschließlich Hecken aus Laubgehölzen zulässig. Geeignete Arten für Hecken 
enthält die der Begründung beigefügte Pflanzliste. 
Holzzäune sind nur als Latten- oder Bretterzäune mit stumpfen Enden zulässig. 
Auf geschlossene Einfriedungen ist möglichst zu verzichten. Zumindest aber sind Einzäu-
nungen am Boden durchlässig, mit einem Mindestabstand von 20 cm (besser 30 cm) vom 
Boden auszuführen, um die Lebensraumzerschneidung von Klein- und Mittelsäugern zu 
minimieren. 
Die vorgenannten Festsetzungen gelten nicht für Einfriedungen zur Erzeugung regene-
rativer Energie aus Photovoltaik. 
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4. Gestaltung von Nebenflächen und Stützmauern (§ 74 (1) Nr. 1 LBO) 

Nebenflächen wie Mülltonnenplätze, Abfallplätze und Lagerplätze sind dauerhaft gegen-
über dem Straßenraum und öffentlich zugänglichen Flächen abzuschirmen und gegen 
direkte Sonneneinstrahlung zu schützen. Die Anlagen zur Abschirmung sind - sofern es 
sich bei diesen nicht bereits um Gehölze (Hecken) handelt – zu begrünen (Kletterpflanzen 
oder Spalierbäume). Stützmauern mit einer Höhe über 1,00 m sind ebenfalls mit Kletter-
pflanzen zu begrünen. Als Richtlinie gilt 1 Pflanze je 2,50 m Wandlänge. Pro Kletter-
pflanze ist eine offene Pflanzfläche von mind. 0,5 m² herzustellen. Geeignete Arten für 
die Begrünung enthält die beigefügte Pflanzliste. 
Die Anpflanzungen müssen spätestens in der auf die Baufertigstellung folgenden Pflanz-
periode erfolgen. 

5. Werbeanlagen (§ 74 (1) Nr. 2 LBO)

5.1  Werbeanlagen an Gebäuden dürfen die max. Gebäudehöhe nicht überragen. Die Fläche 
der Werbeanlage ist begrenzt auf 15% jeweiligen Fassadenfläche. 

5.2 Freistehende Werbeanlagen sind begrenzt auf einen Werbepylon und eine Fahnen-
gruppe von maximal 3 Fahnen. Der Werbepylon ist zulässig bis zu 5,00 he und 15 m² 
Fläche. Fahnen sind begrenzt auf maximal 10 m Höhe.  

5.3 Beleuchtete und hinterleuchtete Werbeanlagen sind zulässig. Werbeanlagen, mit Hilfe 
von fluoreszierenden Farben, Neonfarben oder Reflektoroberflächen leuchten, sind 
ausgeschlossen. Werbeanlagen, die bewegliche Schrift- bzw. Werbung nutzen, sind nicht 
zulässig. Damit sind auch Prismenwände, Laufschriften, Blinklichter, drehbare 
Werbeanlagen und Sky-Beamer ausgeschlossen. 

6. Entwässerung (§ 74 (3) Nr. 2 LBO)

Die Realisierung der Maßnahmen hinsichtlich der Entwässerungseinrichtungen ist durch 
geeignete Genehmigungsunterlagen nachzuweisen. Das Baugebiet ist im Trennsystem 
zu entwässern, wobei das Schmutzwasser an die Ortskanalisation anzuschließen ist. 
Eine entsprechende Fachplanung ist im Zuge des Bauantragverfahrens vorzulegen. 

7. Verwendung offenporiger Beläge (§ 74 (3) Nr. 2 LBO) 

Für PKW-Stellplätze sind, sofern das von diesen Flächen abfließende Niederschlagswas-
ser nach Stand der Technik als unbelastet gilt, mit offenporigen, wasserdurchlässigen 
Belägen auszuführen.  
Geeignete Beläge sind Rasenfugenpflaster, Schotterrasen, Betonrasensteine, Dränpflas-
ter und wassergebundene Decke. 
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8. Anforderungen an die Gestaltung und Nutzung der unbebauten Flächen be-
bauter Grundstücke (§ 74 Abs.1 Nr. 3 LBO) 

Nicht überbaute Flächen des Gewerbegebiets, die nicht als Flächen für Nebenanlagen 
und Stellplätze sowie Arbeits- und Lagerflächen dienen, sind als Grünflächen oder 
gärtnerisch anzulegen und zu unterhalten. 

9.  Freileitungen (§ 74 Abs. 1 Nr. 5 LBO) 

Freileitungen sind innerhalb des räumlichen Geltungsbereiches nicht zulässig. 

10. Ordnungswidrigkeiten 

Ordnungswidrig im Sinne von § 75 LBO handelt, wer aufgrund von § 74 LBO ergan-
genen Bestandteilen dieser Satzung zuwiderhandelt. 

11. Bestehende Vorschriften 

Mit Inkrafttreten dieses Bebauungsplanes werden die seither innerhalb des Geltungs-
bereiches bestehenden Vorschriften aufgehoben.  

Niedereschach, 

Martin Ragg 
Bürgermeister


